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Sdiriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Sander, Peters (Poppenbüll), 
Dr. Effertz, Logemann, Walter, Ertl, Dr. Frey (Bonn), Struve 

und Genossen 

— Drucksache IV/1416 — 
betr. Zuckerrübenpreis 1963/64 


A. Bericht des Abgeordneten Marquardt 


Der vorliegende Antrag wurde in der Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 9. Oktober 1963 dem 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
federführend und dem Wirtschaftsausschuß mitbe- 
ratend überwiesen. 

Beide Ausschüsse haben den Antrag am 10. Ok- 
tober 1963 beraten. Seitens der Bundesregierung 
wurde eine Stellungnahme zur Frage der Anhebung 
des Zuckerrübenpreises zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt abgelehnt. Den Ausschüssen wurde lediglich 
die Auffassung des Bundesernährungsministers be- 
kannt. 

Die Antragsteller begründeten ihr Ersuchen an 
die Bundesreigierung mit der Feststellung, daß die 
Produktionskosten im Zuckerrübenanbau seit der 
letzten Preisfestsetzung im Jahre 1957 nachgewiese- 
nermaßen auf 7,70 DM je Doppelzentner Zucker- 
rüben gestiegen seien. Der derzeitige Erzeugerpreis 
decke mithin nicht mehr die tatsächlichen Kosten, 
so daß eine Erhöhung des Zuckerrübenpreis es für 
die Ernte des Jahres 1963 um 0,50 DM/dz, also von 
bisher 6,75 DM/dz bei 15,5 v.H. Zuckergehalt auf 
7,25 DM/dz zwingend sei. 

Nach den Darlegungen des Bunde sernährungs- 
ministers würden sich durch die Anhebung des 
Zuckerrübenpreises um 0,50 DM je Doppelzentner 
die Rübenbeschaffungskosten der Zuckerfabriken 
um etwa 4 DM/ dz Zucker erhöhen. Hierbei sei aber 
zu berücksichtigen, daß eine Zuckerpreiserhöhung 
frühestens im Dezember d. J. in Kraft treten könne. 
Bis dahin könne der Zucker, der bereits mit den 


rückwirkend erhöhten Rübenkosten belastet sein 
würde, nur zum bisherigen Preis abgesetzt werden. 
Die Zuckerfabriken müßten hierfür einen Ausgleich 
erhalten. Sofern nicht ein Ausgleich auf andere 
Weise zu schaffen sei, würde es daher erforderlich 
sein, den Zuckerpreis um 6 DM/dz, d. h. um 6 Pf je 
Kilogramm zu erhöhen. Hierbei würde den Zucker- 
fabriken ein Betrag von etwa 1,50 DM/dz zufließen, 
der dem Ausigleich für den Zuckerabsatz zum bis- 
herigen Preise dient. Sobald dieser Ausgleich durch- 
geführt ist, würde dieser Betrag den Zuckerfabriken 
als echte Spannenerhöhuug verbleiben. Berücksich- 
tigt sei ferner auch die auf die Rübenpreiserhöhung 
entfallende höhere Umsatzsteuer für die Fabrika- 
tions- und Einzelhandelsstufe mit je 3 v. H. 

Die Mehrheit des Ausschusses schloß sich dem 
Antrag Drucksache IV/1416 an, war aber der Auf- 
fassung, daß es der Bundesregierung überlassen 
bleiben müßte, ob und gegebenenfalls in welchem 
Umfange sie eine Erhöhung des Zuckerpreises vor- 
nehmen oder eine solche durch Stützungsmaßnah- 
men abwenden wolle. Ob wegen der gestiegenen 
Kosten auch die Fabrikationsspanne der Zucker- 
fabriken erhöht werden könnte und sollte, müßte im 
Hinblick auf die angelaufenen Rationalisierungsbe- 
strebungen besonders sorgfältig geprüft werden. 

Eine Minderheit des Ausschusses war dagegen 
folgender Auffassung: Sie erkannte ebenfalls an, 
daß die Produktionskosten im Zuckerrübenanbau 
gestiegen seien und deshalb den Zuckerrübenan- 
bauern eine nachhaltige Hilfe zuteil werden müsse. 
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Eine Erhöhung des Zuckerpreises sei jedoch im Hin- 
blick auf die gerade in letzter Zeit erheblich gestie- 
genen Lebenshaltungskosten außerordentlich be- 
denklich. Zweifellos würde eine Anhebung des Zuk- 
kerpreises auch Preiserhöhungen bei anderen Pro- 
dukten zur Folge haben. Die Ausschußminderheit 
schlug daher vor, zu beschließen, daß ein Anstieg 
des Zuckerpreises durdi einen Nachlaß der Zucker- 
steuer im gleichen Umfange auszugleichen sei. Die- 
ser Antrag wurde von der Ausschußmehrheit mit 
Hinweis auf die Zuständigkeit der Bundesregierung 
abgelehnt. 

Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß ging von 
der Auffassung aus, daß bei nachweislich gestiege- 
nen Kosten die Forderung der Anhebung des Min- 
destpreises bei Zuckerrüben im Grundsatz anzuer- 
kennen ist. Der Ausschuß war jedoch wegen der 


fehlenden Stellungnahme der Bundesregierung nicht 
in der Lage zu überprüfen, ob Auswirkungen auf 
die Verbraucherpreise durch die erwünschte Maß- 
nahme zu erwarten sind. Er bat daher die Bundes- 
regierung, zum Zeitpunkt der Vorlage einer Ver- 
ordnung an den Bundesrat dem Ausschuß noch ein- 
mal Gelegenheit zu geben, sich zu diesem Punkt zu 
äußern. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten nahm die Stellungnahme des 
mitberatenden Wirtschaftsausschusses zur Kenntnis; 
er stimmte mit Mehrheit dem Antrag gemäß Druck- 
sache IV/1416 zu. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, dem 
Antrag des Ausschusses seine Zustimmung zu ge- 
ben. 


Bonn, den 10. Oktober 1963 


Marquardt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache IV/1416 — unverändert 
anzunehrnen. 


Bonn, den 10. Oktober 1963 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Marquardt 

Berichterstatter 
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